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Sahra Wagenknecht kritisiert Faeser:
Polizei im Kampf gegen Kriminalität

versagt
Wagenknecht kritisiert Faeser scharf: Fehlende

Polizeiausstattung und steigende Kriminalität belasten
Bürger und Kommunen.

Die Bundesvorsitzende der BSW, Sahra Wagenknecht, hat die
Innenministerin Nancy Faeser (SPD) in scharfen Worten kritisiert.
Anlass dafür war die Vorstellung des Berichts der Bundespolizei,
der besagt, dass die Sicherheitslage in Deutschland im
vergangenen Jahr besorgniserregend war. „Die Bürger,
Kommunen und die Polizei müssen die Folgen von Faesers
Versagen tagtäglich ausbaden“, so Wagenknecht.

Im Rahmen ihrer Kritik hob Wagenknecht hervor, dass die
Gewalt gegen Einsatzkräfte in den letzten Jahren zugenommen
hat. Der Bericht der Bundespolizei vermeldet, dass im Jahr 2023
insgesamt 2979 Bundespolizisten angegriffen wurden. Diese
Angriffe können als ein alarmierendes Zeichen für eine sich
verschlechternde Sicherheitslage angesehen werden, die unter
Faesers Leitung als Innenministerin immer schlimmer zu werden
scheint. Sie zeichnete ein Bild von einer Ministerin, die zwar in
der Öffentlichkeit präsent ist, jedoch in ihrer eigentlichen
Funktion als Hüterin der öffentlichen Sicherheit versagt hat.

Bahnhofskriminalität und No-Go-Areas

Besonders hervorzuheben ist der Anstieg der „Ausländer- und
Bahnhofskriminalität“, den Wagenknecht als „explodierend“
bezeichnete. Ihr zufolge sind viele Bahnhöfe in den



Abendstunden für Frauen zu „No-go-Areas“ geworden, in denen
sie sich unsicher fühlen. „Es ist inakzeptabel, dass solche Orte
für einen Großteil der Bevölkerung nicht mehr sicher sind“,
erklärte Wagenknecht. Diese Aussagen spiegeln ein Klima der
Angst wider, das viele Menschen in ihrem Alltag erleben,
insbesondere Frauen, die sich in der Öffentlichkeit bewegen.

Wagenknecht kritisierte auch Faesers geplante Maßnahmen zur
Bekämpfung der sogenannten „Messergewalt“. Statt sich mit
Regelungen zur Klingenlänge zu befassen, fordere sie eine
grundlegende Verbesserung der Ausstattung und der
Personalausstattung der Bundespolizei. „Die Polizei benötigt
Unterstützung und nicht Maßnahmen, die nur den Anschein
erwecken, als würde etwas getan“, forderte sie. Die enorme
Anzahl an Überstunden und der Mangel an Personal seien ein
großes Problem, das die Effektivität der Polizei einschränke.

Zusätzlich äußerte Wagenknecht, dass Faeser in ihrer
politischen Agenda den Fokus auf den Kampf gegen
unkontrollierte Migration gelegt habe, anstatt sich um
innerstaatliche Sicherheitsfragen zu kümmern. „Faeser hat seit
Jahren die Bekämpfung von Migration ausgebremst“, so
Wagenknecht. In ihren Augen sollte die Sicherheitslage im Land
die höchste Priorität haben, bevor man sich mit anderen
politischen Themen auseinandersetzt. Diese Ansichten stehen in
direktem Kontrast zu Faesers aktueller politischen Ausrichtung,
die momentan andere Schwerpunkte setzt.

Diese Spannungen kommen auch durch die letzten politischen
Entscheidungen von Innenministerin Faeser zustande. Im Juli
dieses Jahres war sie in die Schlagzeilen geraten, als sie das
rechtsextreme Magazin „Compact“ verbot. Dieses Verbot wurde
vom Bundesverwaltungsgericht jedoch im August vorläufig
aufgehoben. In der öffentlichen Diskussion wurde die
Vertrautheit von „Compact“ mit Wagenknecht thematisiert. Im
letzten Jahr wurde sie dort als „beste Kanzlerin“ bezeichnet,
wogegen sie sich jedoch vehement distanzierte und twitterte,
dass jemand, der „Compact“ Interviews gebe, „nicht mehr alle



Tassen im Schrank hat“.

Erneute Kritik an der Bundesregierung

Diese Konflikte zwischen Wagenknecht und Faeser sind nicht
neu, sie reflektieren eine tiefere gesellschaftliche und politische
Spaltung über den Umgang mit Sicherheit, Migration und
Extremismus in Deutschland. Während Wagenknecht darauf
drängt, dass die Sicherheit der Bürger oberste Priorität hat,
scheinen die Prioritäten der Innenministerin in eine andere
Richtung zu tendieren. Dadurch entsteht der Eindruck, dass die
Bundesregierung den Herausforderungen, die in der Gesellschaft
bestehen, nicht ausreichend gewachsen ist.

Die laufenden Diskussionen und die Divergenz der Ansichten
zwischen den Parteien und innerhalb der Regierung dürften
auch zukünftige politische Debatten prägen. Die Strukturen,
durch die das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung gestärkt
werden kann, bleiben in diesem Kontext von höchster Relevanz.
Ein sicherer öffentlicher Raum ist eine Grundvoraussetzung für
eine funktionierende Gesellschaft.

Die steigende Gewaltkriminalität in Deutschland hat sich in den
letzten Jahren als ein zentrales Thema in der politischen Debatte
etabliert. Viele Bürger sind besorgt über die Sicherheitslage,
besonders in urbanen Gebieten und bei öffentlichen
Veranstaltungen. Die Berichte der Bundespolizei belegen, dass
die Zahl der Angriffe auf Einsatzkräfte in der Tat angestiegen ist,
was die Frage aufwirft, wie die Sicherheitskräfte auf diese
Herausforderungen reagieren. Ein Vergleich mit den Statistiken
der letzten Jahre zeigt, dass sich die Situation signifikant
verschlechtert hat, was von unterschiedlichen politischen
Akteuren unterschiedlich bewertet wird.

In den letzten zehn Jahren war die Kriminalität in Deutschland in
einigen Bereichen rückläufig, während in anderen, wie etwa bei
Gewalt gegen Polizeibeamte, ein Anstieg zu verzeichnen ist. Der
Bundeslagebericht zur Kriminalität gab in den letzten Jahren



teilweise unterschiedliche Tendenzen wider, was die
Wahrnehmung und die Realität von Kriminalität betrifft. Diese
Diskrepanzen tragen zu einer gespaltenen Meinung in der
Gesellschaft bei, in der sowohl Sicherheitsbedenken als auch
das Gefühl der Unzulänglichkeit seitens der Regierung zur
Sprache kommen.

Der politische Kontext und die öffentliche
Wahrnehmung

Die Debatte um Sicherheit und Kriminalität ist nicht nur eine
Frage der Zahlen, sondern auch der öffentlichen Wahrnehmung.
Politische Entscheidungen, wie die von Nancy Faeser, die das
Verbot des Magazins „Compact“ umfassten, werden
unterschiedlich interpretiert. Für einige ist dies ein notwendiger
Schritt zur Bekämpfung von Extremismus, während andere dies
als Ablenkung von wesentlichen Sicherheitsfragen betrachten.
Diese unterschiedlichen Perspektiven spitzen den Konflikt
zwischen den politischen Lagern zu, insbesondere während
Wahlzeiten und gesellschaftlichen Krisen.

Die Unsicherheit in der Bevölkerung spiegelt sich auch in
Umfragen wider, wo das Thema Sicherheit oft als eines der
wichtigsten Anliegen genannt wird. Statistiken zeigen, dass viele
Bürger das Gefühl haben, in ihrem Alltag nicht sicher zu sein,
insbesondere in Bezug auf öffentliche Verkehrsmittel oder
Veranstaltungen. Die Frage der Kriminalität wird auch von
anderen soziopolitischen Faktoren beeinflusst, wie Migration und
Integration, was die Diskussion weiter verkompliziert.

Angriffszahlen und ihre Bedeutung

Gemäß dem Jahresbericht der Bundespolizei wurden im Jahr
2023 insgesamt 2.979 Angriffe auf Bundespolizisten registriert.
Das sind alarmierende Zahlen, die auch die Herausforderung der
Überlastung der Polizeikräfte verdeutlichen. Diese statischen
Daten machen deutlich, dass nicht nur die Anzahl der Vorfälle



gestiegen ist, sondern dass auch das Personal unter immens
hohem Druck steht. Aufgrund der steigenden Überstunden und
des Personalmangels haben es die Sicherheitskräfte zunehmend
schwer, ihrer Aufgabe gerecht zu werden.

Die Herausforderungen, vor denen die Polizei steht, sind
vielschichtig. Eine klare Analyse dieser Daten könnte dazu
beitragen, präventive Maßnahmen zu entwickeln und sowohl die
Einsatzkräfte als auch die Bevölkerung zu schützen. Ein
umfassenderer Ansatz, der sowohl Prävention als auch Reaktion
umfasst, ist notwendig, um die Sicherheit im Land nachhaltig zu
gewährleisten.

Die Diskussion über die Maßnahmen zur Bekämpfung von
Gewalt und Kriminalität bleibt ein zentrales Thema in der
deutschen Politik. Die unterschiedlichen Ansätze und deren
Relevanz werden weiterhin für intensive Debatten sorgen,
während die Regierung nach Lösungen sucht, um die
Sicherheitsbedenken der Bürger ernst zu nehmen und
gleichzeitig ein gerechtes und freies gesellschaftliches Umfeld
zu gewährleisten.
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